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Informationen zur Ausübung von Nebentätigkeiten durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

des Landes Hessen 

 

1. Rechtliche Grundlagen 

Die Ausübung von Nebentätigkeiten durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landes Hessen 

wird durch eine Vielzahl von Rechtsvorschriften geregelt. 

 

Für Beamtinnen und Beamte sind in Hessen insbesondere folgende rechtlichen Bestimmungen 

maßgeblich: 

 

 §§ 40, 41 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) vom 17.06.2008 (BGBl. I S. 1010), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.02.2009 (BGBl. I S. 160) 

 

 §§ 71 bis 79 des Hessischen Beamtengesetzes (HBG) vom 27.05.2013 (GVBl. S. 218, 

508), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.03.2015 (GVBl. S. 158) 

 

 Verordnung über die Nebentätigkeit der hessischen Beamtinnen und Beamten (Hessi-

sche Nebentätigkeitsverordnung - HNV) vom 31.05.2015 (GVBl. I S. 234) 

 

 Nutzungsentgelt für die Inanspruchnahme von Personal, Einrichtungen und Material des 

Landes aus Anlass einer Nebentätigkeit (Gemeinsamer Runderlass vom 28.11.2013, 

StAnz. S. 1551) 

 

 Nebentätigkeit der Vertrauensleute von Selbsthilfeeinrichtungen (Erlass des Hess. Minis-

teriums des Innern und für Sport vom 20.12.2010, StAnz. 2011, S. 2) 

 

 Nebenamtlicher Unterricht zur Aus- und Fortbildung der im öffentlichen Dienst tätigen 

Personen (Erlass des HMdIS vom 22.07.2014, StAnz. 2010, S. 694) 

 

 Zustellung durch Justizbedienstete in Nebentätigkeit (Runderlass des HMdJIE vom 

08.03.2011, JMBl. 04/2011 S. 256) 

 

Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer finden die beamtenrechtlichen Vorschriften nach § 3 

Abs. 4 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst des Landes Hessen (TV-H) unter Beachtung 

der Besonderheiten des Arbeitsverhältnisses sinngemäß Anwendung. 

http://www.rv.hessenrecht.hessen.de/jportal/portal/t/1dzv/page/bshesprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=153&fromdoctodoc=yes&doc.id=VB-HE-GVBl2015158&doc.part=D&doc.price=0.0#focuspoint
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Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an Hochschulen und Forschungseinrichtungen ist in 

§ 40 Nr. 2 TV-H abweichend hiervon vereinbart, dass sie ihrem Arbeitgeber Nebentätigkeiten vor 

Beginn der Ausübung rechtzeitig schriftlich anzuzeigen haben. In diesen Fällen kann der Arbeit-

geber eine angezeigte Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn sie geeignet 

ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers 

oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 

 

Für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst kann eine Abführungspflicht nach den Bestimmun-

gen, die für die Beamtinnen und Beamten des Arbeitgebers gelten, zur Auflage gemacht werden. 

 

2. Begriffe 

a) Nebentätigkeit ist die Wahrnehmung eines Nebenamts oder die Ausübung einer Nebenbe-

schäftigung, vgl. § 71 Abs. 1 HBG. 

 

b) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt gehörender Kreis von Aufgaben, der aufgrund ei-

nes öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses wahrgenommen wird, vgl. § 71 Abs. 2 

HBG. 

 

c) Nebenbeschäftigung ist jede sonstige, nicht zu einem Hauptamt gehörende Tätigkeit innerhalb 

oder außerhalb des öffentlichen Dienstes, vgl. § 71 Abs. 3 HBG. 

 

d) Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter sowie einer unentgelt-

lichen Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft einer oder eines Angehörigen; ihre Übernah-

me ist vor Aufnahme lediglich schriftlich mitzuteilen, vgl. § 71 Abs. 4 Satz 1 und 4 HBG. 

 

3. Verpflichtung zur Übernahme einer Nebentätigkeit 

§ 72 Abs. 1 HBG enthält eine Verpflichtung zur Übernahme von Nebentätigkeiten innerhalb des 

öffentlichen Dienstes. Auf Verlangen der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten 

Behörde sind Beamtinnen oder Beamte verpflichtet, eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst zu 

übernehmen oder fortzuführen, die ihrer Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht und sie 

nicht über Gebühr in Anspruch nimmt. 

Öffentlicher Dienst ist dabei jede Tätigkeit für den Bund, ein Land, eine Körperschaft, Anstalt 

oder Stiftung des öffentlichen Rechts oder deren Verbände, sowie jede durch Rechtsverordnung 

einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst gleichgestellte Tätigkeit, vgl. § 2 HNV. 

Gemäß § 72 Abs. 2 HBG wird für eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst grundsätzlich keine 

Vergütung (= Gegenleistung in Geld oder geldwerten Vorteilen, vgl. § 71 Abs. 5 HBG) gewährt. 
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Von diesem Grundsatz können für bestimmte Nebentätigkeiten, z. B. Lehrtätigkeit, Teilnahme an 

Prüfungen, nebenamtliche richterliche Tätigkeit, Ausnahmen zugelassen werden. 

Eine Vergütung darf nicht gewährt werden, wenn die Beamtin oder der Beamte für die Nebentä-

tigkeit entsprechend entlastet wird. 

 

4. Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten 

Genehmigungspflichtig sind alle in § 73 Abs. 1 HBG aufgeführten Nebentätigkeiten, soweit nicht 

nach § 72 HBG eine Verpflichtung zu deren Übernahme besteht: 

 

 die Übernahme eines Nebenamts, einer Testamentsvollstreckung, einer entgeltlichen so-

wie einer nicht für Angehörige wahrzunehmenden unentgeltlichen Vormundschaft, Be-

treuung oder Pflegschaft 

 

 entgeltliche Nebenbeschäftigungen, insbesondere in einem Schieds- oder Preisgericht, 

die Erstattung von Gutachten, die Übernahme von Forschungsaufträgen, von Aufträgen 

zu Entwicklungsarbeiten, die Erstellung von statischen Berechnungen, die Übernahme 

der Oberleitung bei Bauten und der Bauführung und von Entwurfsaufträgen sowie von 

Aufträgen zu Befundberichten 

 

 gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeiten sowie die Mitarbeit in einem Gewerbebetrieb 

oder einem freien Beruf 

 

 der Eintritt in den Vorstand, den Aufsichtsrat, den Verwaltungsrat, einen Beirat oder in ei-

ne sonstige Einrichtung einer Gesellschaft, einer Genossenschaft oder eines in einer an-

deren Rechtsform betriebenen Unternehmens sowie zur Übernahme einer Treuhänder-

schaft, außer unentgeltliche Tätigkeiten in Organen von Genossenschaften und von ge-

meinnützigen Einrichtungen 

 

5. Anzeigepflichtige Nebentätigkeiten 

Die Anzeigepflicht für Nebentätigkeiten ergibt sich aus §§ 73 Abs. 4, 79 Satz 2 Nr. 1 HBG i. V. m. 

§ 7 HNV, § 74 Abs. 2 HBG, § 41 BeamtStG i. V. m. § 78 HBG. Danach sind anzeigepflichtige 

Nebentätigkeiten: 

 

 Nebentätigkeiten von geringem Umfang, d. h. solche, die gemäß § 7 HNV außerhalb der 

Dienstzeit ausgeübt werden, keinen gesetzlichen Versagungsgrund erfüllen und bei de-

nen die Bruttovergütung insgesamt maximal 1.230 Euro im Kalenderjahr beträgt 
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 schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeiten sowie die Er-

teilung von Unterricht zur Aus- und Fortbildung der im öffentlichen Dienst tätigen Perso-

nen gegen Entgelt bzw. geldwerten Vorteil 

 

 mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbstständige Gutachtertätig-

keiten der Lehrkräfte der Hochschulen des Landes und der Beamtinnen und Beamten der 

anderen wissenschaftlichen Institute und Anstalten gegen Entgelt bzw. geldwerten Vorteil 

 

 Tätigkeiten zur Wahrung von Berufsinteressen in Selbsthilfeeinrichtungen der Beamtin-

nen und Beamten gegen Entgelt bzw. geldwerten Vorteil 

 

 bei Ruhestandbeamtinnen und Ruhestandsbeamten oder früheren Beamtinnen und Be-

amten mit Versorgungsbezügen, die innerhalb eines bestimmten Zeitraums nach Beendi-

gung des Beamtenverhältnisses außerhalb des öffentlichen Dienstes die Ausübung einer 

Erwerbstätigkeit oder sonstigen Beschäftigung aufnehmen, die mit der dienstlichen Tätig-

keit in den letzten fünf Jahren vor Beendigung des Beamtenverhältnisses im Zusammen-

hang steht und durch die dienstliche Interessen beeinträchtigt werden können 

 

Alle anderen nicht unter die Nrn. 4 und 5 dieses Informationstextes fallenden Nebentätigkeiten 

sind nicht genehmigungs- oder anzeigepflichtig, d. h. der Dienstherr ist in keiner Form zu beteili-

gen. 

 

6. Verfahrens- und/ oder Formvorschriften 

Sowohl die Anzeige als auch die Genehmigung hat vor Aufnahme bzw. Übernahme der Tätigkeit 

schriftlich zu erfolgen. Dies gilt auch, wenn eine Nebentätigkeit bereits ausgeübt worden ist und 

ein neues Anzeige- bzw. Genehmigungsverfahren lediglich aufgrund der Fortsetzung erforderlich 

ist. Im Rahmen der Anzeige sind die erforderlichen Angaben zu machen bzw. bei Antrag auf Ge-

nehmigung sind Nachweise zu erbringen, insbesondere über Art und Umfang der Nebentätigkeit 

sowie die Höhe der Entgelte bzw. geldwerten Vorteile. Sofern zum Zeitpunkt der Anzeige bzw. 

Antragstellung konkrete Angaben noch nicht gemacht werden können, sind ungefähre zu ma-

chen und später zu konkretisieren. Jede Änderung ist unverzüglich und ohne Aufforderung 

schriftlich mitzuteilen, vgl. § 75 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbs. HBG. 

 

7. Gültigkeitsdauer der Nebentätigkeitsgenehmigung 

Gemäß § 73 Abs. 3 Satz 1 HBG ist die Nebentätigkeitsdauer auf längstens fünf Jahre zu befris-
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ten. Die Genehmigung kann auch auf einen kürzeren Zeitraum befristet werden. Der Lauf der 

Frist beginnt an dem im Antrag bestimmten Datum; ansonsten an dem Tag, der auf die Be-

kanntgabe der Genehmigungserteilung folgt. 

 

8. Versagungsgründe 

Die Genehmigung einer Nebentätigkeit ist gemäß § 73 Abs. 2 HBG zu versagen, wenn die Ge-

fahr besteht, dass durch die Ausübung dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. Dadurch 

soll verhindert werden, dass sich die Beamtin oder der Beamte mit der beantragten Nebentätig-

keit allmählich einen Zweitberuf aufbaut. Ein solcher Versagungsgrund liegt insbesondere vor, 

wenn die Nebentätigkeit 

 

 nach Art und Umfang die Arbeitskraft so stark in Anspruch nimmt, dass die ordnungsge-

mäße Erfüllung der dienstlichen Pflichten behindert werden kann. 

Diese Voraussetzung gilt in der Regel als erfüllt, wenn die zeitliche Beanspruchung durch 

eine oder mehrere Nebentätigkeiten mehr als ein Fünftel der regelmäßigen wöchentlichen 

Arbeitszeit überschreitet. Bei dieser sog. „Fünftelvermutung“ ist weiterhin von ca. acht 

Stunden wöchentlich als Regelwert auszugehen. 

 

 die Beamtin oder den Beamten in einen Widerstreit mit den dienstlichen Pflichten bringen 

kann 

 

 in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der die Beamtin oder der Be-

amte angehört, tätig wird oder tätig werden kann 

 

 die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit beeinflussen kann 

 

 zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit führen 

kann 

 

 dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann 

 

 eine gewerbsmäßige Dienst- oder Arbeitsleistung darstellt, d. h. eine mit gewisser Regel-

mäßigkeit ausgeübte und zumeist auf ständige Gewinnerzielung ausgerichtete Tätigkeit. 

Eine Nebentätigkeit als Nebenerwerbslandwirt oder Winzer fällt in der Regel nicht darun-

ter, weil diese Tätigkeit vom Umfang her weniger auf Gewinnerzielung als auf eine an-
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gemessene Pflege und Nutzung von Grund und Boden gerichtet ist, oftmals in Fortfüh-

rung eines ererbten Betriebs. Sie ist dementsprechend nicht genehmigungspflichtig, da 

sie unter keine der enumerativ aufgezählten Kategorien genehmigungspflichtiger Neben-

tätigkeiten fällt, sondern als Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Beamtin oder 

des Beamten unterliegenden Vermögens nach § 74 Abs. 1 Nr. 5 HBG gewertet werden 

kann. 

 

Die Genehmigung kann mit Bedingungen und Auflagen versehen werden. 

Sie ist zu widerrufen, wenn nachträglich eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen vorliegt. 

Die Ausübung einer nicht genehmigungspflichtigen Nebentätigkeit ist gemäß § 74 Abs. 4 HBG 

ganz oder teilweise zu untersagen, wenn bei ihrer Ausübung dienstliche Pflichten verletzt wer-

den. 

 

9. Ausübung der Nebentätigkeit während/ außerhalb der Arbeitszeit  

Gemäß § 75 Abs. 2 Satz 1 HBG dürfen Nebentätigkeiten, die auf Verlangen, Vorschlag oder 

Veranlassung des Dienstherrn ausgeübt werden oder bei denen dieser ein dienstliches Interesse 

an der Übernahme durch die Beamtin oder den Beamten hat, innerhalb der Arbeitszeit ausgeübt 

werden. Andere Nebentätigkeiten dürfen nur außerhalb der Arbeitszeit ausgeübt werden. Aus-

nahmen dürfen nach Satz 2 nur in besonders begründeten Fällen, insbesondere im öffentlichen 

Interesse, zugelassen werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die versäum-

te Arbeitszeit nachgeleistet wird. 

 

Anmerkung: Unabhängig von den nebentätigkeitsrechtlichen Vorschriften hat die Beamtin oder 

der Beamte nach § 69 Abs. 2 HBG einen Anspruch auf Gewährung der erforderlichen Dienstbe-

freiung unter Belassung der Besoldung zur Ausübung einer Tätigkeit als Ehrenbeamtin oder Eh-

renbeamter oder Mitglied einer kommunalen Vertretungskörperschaft. 

Weiterhin ist der Beamtin oder dem Beamten nach § 69 Abs. 3 HBG zur Ausübung einer sonsti-

gen ehrenamtlichen politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung auf Antrag der erforderliche 

Urlaub unter Belassung der Besoldung zu gewähren, soweit der Dienstbetrieb dadurch nicht er-

heblich beeinträchtigt wird. 

Nach § 16 Nr. 1 Hessische Urlaubsverordnung (HUrlVO) kann Beamtinnen und Beamten Dienst-

befreiung ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub und unter Weitergewährung der Besoldung 

sowie unter Beschränkung auf das notwendige Maß zur Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher 

Pflichten erteilt werden, soweit dringende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

Dienstbefreiung kann auch aus besonderen Anlässen, insbesondere aus den in § 16 Nr. 2 a) und 

b) HUrlVO genannten, gewährt werden. 
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10. Nachweis über die Höhe der Einkünfte aus Nebentätigkeiten 

Nach § 75 Abs. 4 HBG kann die Beamtin oder der Beamte verpflichtet werden, nach Ablauf je-

des Kalenderjahres eine Aufstellung über alle ausgeübten genehmigungspflichtigen und anzu-

zeigenden Nebentätigkeiten und die dafür erhaltenen Entgelte oder geldwerten Vorteile vorzule-

gen. In der Landesverwaltung sollte eine Aufstellung regelmäßig verlangt werden. 

 

11. Abführungspflicht 

Die Abführungspflicht ist in § 79 Satz 2 Nr. 2 HBG i. V. m. § 3 HNV geregelt. Sie betrifft geneh-

migungspflichtige Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst oder in dem ihm gleichstehenden 

Dienst, auch wenn die Beamtin oder der Beamte nach § 72 Abs. 1 HBG verpflichtet ist, die Ne-

bentätigkeit zu übernehmen oder wenn die Nebentätigkeit durch Rechtsvorschrift übertragen 

worden ist. Darüber hinaus gilt sie auch für Nebentätigkeiten außerhalb des öffentlichen Diens-

tes, die auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung des Dienstherrn ausgeübt werden. Dabei 

muss die in einem Kalenderjahr insgesamt bezogene Vergütung (d. h. unabhängig von der Dau-

er der einzelnen Tätigkeit) eine bestimmte Höhe übersteigen und zwar bei Beamtinnen und Be-

amten in den Besoldungsgruppen 

 

A 4 bis A 8 3.750 Euro, 

A 9 bis A 12 4.350 Euro, 

A 13 bis A 16, B 1, C 1 bis C 3, W 1, 

W 2 und W L1 
4.950 Euro, 

B 2 bis B 5, C 4, W 3, W L2 und W L3 5.550 Euro, 

ab B 6 6.150 Euro 

 

Maßgebend ist die Besoldungs- oder Amtsbezügegruppe am Ende des Kalenderjahres. 

 

Zuvor sind die zur Ausübung der Nebentätigkeit entstandenen notwendigen Aufwendungen für 

Fahrtkosten sowie für Unterkunft und Verpflegung bis zur nach den reisekostenrechtlichen Vor-

schriften für den vollen Kalendertag vorgesehenen Höhe, für die Inanspruchnahme von Einrich-

tungen, Personal oder Material des Dienstherrn sowie für sonstige Hilfeleistungen und selbst 

beschafftes Material in Abzug zu bringen, sofern für diese Aufwendungen kein Auslagenersatz 
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geleistet worden ist. 

 

Der danach über die jeweilige Grenze hinausgehende Betrag ist an den Dienstherrn im Haupt-

amt abzuführen. 

 

Ausnahmen von dieser Abführungspflicht regelt § 4 HNV, wie z. B. für eine Lehr- und Unter-

richtstätigkeit, die Mitarbeit an Prüfungen, bestimmte Gutachtertätigkeiten. 

 

12. Nutzung von Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn 

Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn dürfen gemäß § 75 Abs. 3 HBG nur mit 

dessen Genehmigung und gegen Entgelt genutzt werden, sofern ein öffentliches oder wissen-

schaftliches Interesse an der Nebentätigkeit besteht. Bei einer Nebentätigkeit für den eigenen 

Dienstherrn ist ein Entgelt nur zu entrichten, wenn für die Nebentätigkeit eine Vergütung gewährt 

wird und der Wert der Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material bei deren 

Bemessung unberücksichtigt bleibt. Gemäß § 75 Abs. 3 Satz 3 HBG muss das Nutzungsentgelt 

mindestens in Höhe der dem Land Hessen für die Benutzung entstandenen Kosten bemessen 

werden. Nähere Einzelheiten regelt der gemeinsame Runderlass „Nutzungsentgelt für die Inan-

spruchnahme von Personal, Einrichtungen und Material des Landes aus Anlass einer Nebentä-

tigkeit“ vom 28.11.2013 (StAnz. S. 1551). Für das Nutzungsentgelt im Rahmen ärztlicher, zahn-

ärztlicher und tierärztlicher Tätigkeiten im Bereich des Hessischen Ministeriums für Wissenschaft 

und Kunst bestehen besondere Regelungen. 

 

13. Teilzeitbeschäftigte und beurlaubte Beamtinnen und Beamte 

a) Voraussetzungslose Teilzeitbeschäftigung nach § 62 Abs. 2 HBG 

Nach § 62 Abs. 2 HBG darf dem Antrag auf Teilzeitbeschäftigung nur entsprochen werden, wenn 

sich die Beamtin oder der Beamtin verpflichtet, während der Teilzeitbeschäftigung außerhalb des 

Beamtenverhältnisses berufliche Verpflichtungen nur in dem Umfang einzugehen, der vollzeitbe-

schäftigten Beamtinnen und Beamten für die Ausübung von Nebentätigkeiten nach den §§ 72 bis 

74 HBG gestattet ist. Dabei ist die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit von vollzeitbeschäftigten 

Beamtinnen und Beamten zu Grunde zu legen. Die genehmigungspflichtige Nebentätigkeit darf 

in der Regel ein Fünftel dieser Arbeitszeit nicht überschreiten, d. h. 8 Stunden in der Woche (vgl. 

§ 73 Abs. 2 Satz 4 HBG). 

 

b) Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen nach § 63 HBG und Beurlaubung aus fa-

miliären Gründen nach § 64 HBG 

Bei Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung aus familiären Gründen werden die Versagungsmög-
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lichkeiten des § 73 Abs. 2 HBG dahingehend erweitert, dass die genehmigungspflichtige Neben-

tätigkeit dem Zweck der Teilzeitbeschäftigung oder Beurlaubung nicht zuwiderlaufen darf (§§ 63 

Abs. 5, 64 Abs. 2 HBG). 

 

c) Altersteilzeit nach § 118 HBG 

Gemäß § 118 Abs. 5 HBG gilt § 62 Abs. 2 HBG entsprechend (siehe unter Nr. 13 a)). 

 

d) Beurlaubung aus beschäftigungspolitischen Gründen nach § 65 HBG 

Aufgrund der beschäftigungspolitischen Zielsetzung der Vorschrift ist Voraussetzung einer Bewil-

ligung dieser Beurlaubung nach § 65 Abs. 3 Satz 1 HBG die ausdrückliche Selbstverpflichtung 

der Beamtin oder des Beamten, auf die Ausübung entgeltlicher Nebentätigkeiten zu verzichten 

und entgeltliche Tätigkeiten nach § 74 Abs. 1 HBG nur in dem Umfang auszuüben, wie er bei 

Vollzeitbeschäftigung ohne Verletzung dienstlicher Pflichten ausgeübt werden könnte. Ausnah-

men vom Nebentätigkeitsverzicht bedürfen der Genehmigung der zuständigen Dienstbehörde. 

Sie darf nur erteilt werden, soweit die Nebentätigkeit dem Zweck der Bewilligung nicht zuwider-

läuft. 

 

14. Tätigkeit nach Beendigung des Beamtenverhältnisses 

Gemäß §§ 41 BeamtStG, 78 HBG haben Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte sowie 

frühere Beamtinnen und Beamte mit Versorgungsbezügen die Ausübung einer Erwerbstätigkeit 

oder sonstigen Beschäftigung außerhalb des öffentlichen Dienstes, die mit der dienstlichen Tä-

tigkeit in den letzten fünf Jahren vor Beendigung des Beamtenverhältnisses im Zusammenhang 

steht und durch die dienstliche Interessen beeinträchtigt werden können, vor ihrer Aufnahme der 

letzten obersten Dienstbehörde schriftlich anzuzeigen. Die Anzeigepflicht endet, wenn die Beam-

tinnen und Beamten mit Erreichen der Regelaltersgrenze nach § 33 HBG oder zu einem späte-

ren Zeitpunkt in den Ruhestand treten, drei Jahre nach Beendigung des Beamtenverhältnisses. 

Wenn das Beamtenverhältnis zu einem früheren Zeitpunkt beendet wird, endet die Anzeigepflicht 

fünf Jahre nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, spätestens jedoch am Ende des Mo-

nats, in dem das 70. Lebensjahr vollendet wird. 

Die Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung ist zu untersagen, wenn die konkrete Besorg-

nis besteht, dass durch sie dienstliche Interessen beeinträchtigt werden können. Die Untersa-

gung ist längstens auf den Zeitraum der Anzeigepflicht zu befristen. 

Die Anzeigepflicht hinsichtlich der Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder sonstigen Beschäfti-

gung außerhalb des öffentlichen Dienstes, die dienstliche Interessen beeinträchtigen kann, wird 

durch § 78 Abs. 4 HBG entsprechend auf die früheren Beamtinnen und Beamten mit Anspruch 

auf Altersgeld erstreckt. 
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15. Verstöße gegen Regelungen des Nebentätigkeitsrechts 

Ein Verstoß gegen die Vorschriften des in den §§ 71 ff HBG geregelten Nebentätigkeitsrechts 

stellt ein Dienstvergehen nach § 47 BeamtStG dar, auf das das Hessische Disziplinargesetz 

(HDG) Anwendung findet, vgl. § 47 Abs. 3 BeamtStG i. V. m. § 2 Abs. 1 HDG. 

 


